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1. legt den Vertragsstaaten der Menschenrechtsüber-
einkünfte der Vereinten Nationen nahe, konkrete Maßnahmen
einzuleiten, unter anderem, für die Wahl der Mitglieder der
Vertragsorgane möglicherweise Quotenregelungen für die
Verteilung nach geografischen Regionen festzulegen, um so
sicherzustellen, dass das überaus wichtige Ziel der ausgewo-
genen geografischen Verteilung bei der Zusammensetzung
dieser Menschenrechtsorgane erreicht wird;

2. fordert die Vertragsstaaten der Menschenrechtsüber-
einkünfte der Vereinten Nationen auf, in die Tagesordnung
ihrer nächsten Tagungen eine Aussprache über Mittel und
Wege zur Gewährleistung einer ausgewogenen geografischen
Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechts-
Vertragsorgane auf der Grundlage der Empfehlungen der
Menschenrechtskommission und des Wirtschafts- und Sozial-
rats sowie der Bestimmungen dieser Resolution aufzuneh-
men;

3. empfiehlt, dass bei der Prüfung der Möglichkeit, für
die Wahl der Mitglieder jedes Vertragsorgans Quoten nach
Regionen festzulegen, flexible Verfahren eingeführt werden,
die die folgenden Kriterien umfassen:

a) Eine Quote ist so festzusetzen, dass jede der von der
Generalversammlung eingesetzten fünf Regionalgruppen in
jedem Vertragsorgan über eine Mitgliederzahl verfügt, die
dem Anteil der jeweiligen Regionalgruppe an der Gesamtzahl
der Vertragsstaaten des zugrunde liegenden Rechtsinstru-
ments entspricht;

b) in regelmäßigen Abständen sind Revisionen vorzu-
sehen, die anteilsmäßige Änderungen bei der geografischen
Verteilung der Vertragsstaaten widerspiegeln;

c) automatische regelmäßige Revisionen sind ins Auge
zu fassen, damit der Wortlaut des Rechtsinstruments nicht ge-
ändert werden muss, wenn die Quoten geändert werden;

4. betont, dass der zur Verwirklichung des Ziels der
ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammen-
setzung der Menschenrechts-Vertragsorgane erforderliche
Prozess dazu beitragen kann, das Bewusstsein dafür zu schär-
fen, wie wichtig die ausgewogene Vertretung von Männern
und Frauen, die Vertretung der hauptsächlichen Rechtssyste-
me sowie der Grundsatz ist, dass die Mitglieder der Vertrags-
organe in persönlicher Eigenschaft gewählt werden und in
dieser Eigenschaft tätig sind und dass es sich um Personen
von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Unparteilich-
keit und Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte
handelt;

5. ersucht die Vorsitzenden der Menschenrechts-Ver-
tragsorgane, auf ihrer nächsten Tagung den Inhalt dieser Re-
solution zu prüfen und über die Hohe Kommissarin der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte konkrete Empfehlungen
zur Erreichung des Ziels der ausgewogenen geografischen
Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechts-
Vertragsorgane zu unterbreiten;

6. ersucht die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte, der Generalversammlung auf ihrer
sechzigsten Tagung konkrete Empfehlungen zur Durchfüh-
rung dieser Resolution zu unterbreiten;

7. beschließt, ihre Behandlung dieser Frage auf ihrer
sechzigsten Tagung unter dem Unterpunkt "Anwendung der
Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte" fortzuset-
zen.

RESOLUTION 59/182

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.1, Ziffer 20)248.

59/182. Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass die Freiheit von Folter und an-
derer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe ein Recht ist, das nicht außer Kraft ge-
setzt werden darf und das unter allen Umständen geschützt
werden muss, auch in Zeiten innerer oder internationaler Un-
ruhen oder bewaffneter Konflikte, und dass das Verbot der
Folter in allen einschlägigen internationalen Übereinkünften
ausdrücklich bekräftigt wird,

sowie unter Hinweis darauf, dass eine Reihe internationa-
ler, regionaler und innerstaatlicher Gerichte, einschließlich
des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Ver-
antwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemali-
gen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht, anerkannt haben, dass das Verbot
der Folter eine zwingende Norm des Völkerrechts ist,

ferner unter Hinweis auf die Definition der Folter in
Artikel 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grau-
same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe249,

unter Hinweis auf die Empfehlung in der Erklärung und
dem Aktionsprogramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von
der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet wur-
den250, wonach der Bereitstellung der erforderlichen Ressour-
cen für die Unterstützung von Opfern der Folter sowie von
wirksamen Mitteln für ihre physische, psychologische und so-
ziale Rehabilitation, unter anderem durch zusätzliche Beiträ-

248 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Andorra, Angola, Argenti-
nien, Armenien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso,
Chile, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland,
Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Irak,
Irland, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kenia, Kirgisistan,
Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali,
Malta, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mona-
co, Mongolei, Mosambik, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlan-
de, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Mari-
no, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika und Zypern.
249 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841.
250 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III.
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ge zu dem Freiwilligen Fonds der Vereinten Nationen für Op-
fer der Folter, Vorrang eingeräumt werden sollte, und mit Be-
friedigung feststellend, dass ein umfangreiches internationa-
les Netz von Rehabilitationszentren für Opfer der Folter be-
steht, 

in Würdigung der beharrlichen Anstrengungen nichtstaat-
licher Organisationen zur Bekämpfung der Folter und zur
Linderung der Leiden der Opfer von Folter,

1. verurteilt jede Form der Folter und anderer grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe, einschließlich durch Einschüchterung, die zu jeder
Zeit und an jedem Ort verboten sind und verboten bleiben sol-
len und daher niemals gerechtfertigt sein können, und fordert
alle Regierungen auf, das Verbot der Folter und anderer grau-
samer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe uneingeschränkt anzuwenden;

2. verurteilt insbesondere alle von Staaten oder öffent-
lichen Amtsträgern unternommenen Maßnahmen oder Versu-
che, Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernied-
rigende Behandlung oder Strafe zu legalisieren oder zu geneh-
migen, gleichviel unter welchen Umständen, einschließlich
aus Gründen der nationalen Sicherheit oder auf Grund ge-
richtlicher Entscheidungen, und fordert die Regierungen auf,
jegliche Praxis der Folter und anderer grausamer, unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu beseiti-
gen;

3. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, durch
wirksame Maßnahmen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, na-
mentlich ihre geschlechtsspezifischen Ausprägungen, zu ver-
hüten;

4. betont, dass alle Anschuldigungen betreffend Folter
oder andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe umgehend und unparteiisch von der zu-
ständigen nationalen Behörde untersucht werden müssen,
dass jene, die zu Folterhandlungen ermutigen, diese befehlen,
dulden oder verüben, einschließlich der für die Haftanstalt, in
der die verbotene Handlung nachweislich stattfand, verant-
wortlichen Amtsträger, zur Verantwortung gezogen und hart
bestraft werden müssen, und stellt in dieser Hinsicht fest, dass
die Grundsätze für die wirksame Untersuchung und Doku-
mentation von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe251 ein nützliches
Instrument bei den Bemühungen zur Bekämpfung der Folter
sind;

5. betont außerdem, dass alle Folterhandlungen als
Straftaten nach dem innerstaatlichen Strafrecht umschrieben
werden müssen, und hebt hervor, dass Folterhandlungen
schwerwiegende Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht
sind und Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegs-
verbrechen darstellen können und dass alle, die Folterhand-
lungen begehen, strafrechtlich verfolgt und bestraft werden
müssen;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür Sorge
zu tragen, dass Aussagen, die nachweislich durch Folter her-
beigeführt worden sind, nicht als Beweis in einem Verfahren
verwendet werden, es sei denn gegen eine der Folter ange-
klagte Person als Beweis dafür, dass die Aussage gemacht
wurde; 

7. hebt hervor, dass die Staaten das Personal, das mit
dem Gewahrsam, der Vernehmung oder der Behandlung einer
Person befasst ist, die der Festnahme, der Haft oder dem Straf-
vollzug unterworfen ist, nicht bestrafen dürfen, wenn es sich
weigert, auf Befehl Handlungen zu begehen oder zu verheim-
lichen, die Folter oder einer anderen grausamen, unmenschli-
chen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe gleichkom-
men;

8. erinnert daran, dass ein Staat eine Person nicht in ei-
nen anderen Staat ausweisen, abschieben oder an diesen aus-
liefern darf, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme beste-
hen, dass sie dort Gefahr liefe, gefoltert zu werden;

9. hebt hervor, dass innerstaatliche Rechtsordnungen
gewährleisten müssen, dass die Opfer von Folter und anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe Wiedergutmachung, eine gerechte und angemes-
sene Entschädigung sowie geeignete soziale und medizini-
sche Rehabilitation erhalten, fordert die Regierungen nach-
drücklich auf, zu diesem Zweck wirksame Maßnahmen zu er-
greifen, und befürwortet in diesem Zusammenhang die Ein-
richtung von Rehabilitationszentren;

10. fordert alle Regierungen auf, geeignete und wirksa-
me gesetzgeberische, administrative, justizielle und andere
Maßnahmen zu ergreifen, um die Herstellung, die Ausfuhr
und den Einsatz von Gerät beziehungsweise den Handel da-
mit zu verhüten und zu verbieten, das speziell dazu bestimmt
ist, Folter oder eine andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung zuzufügen;

11. stellt anerkennend fest, dass mittlerweile einhundert-
neununddreißig Staaten Vertragsparteien des Übereinkom-
mens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe250 sind, und fordert alle
Staaten nachdrücklich auf, soweit noch nicht geschehen, mit
Vorrang Vertragsparteien des Übereinkommens zu werden;

12. bittet alle Vertragsstaaten des Übereinkommens, die
die in den Artikeln 21 und 22 des Übereinkommens vorgese-
henen Erklärungen noch nicht abgegeben haben, dies sowie
die Möglichkeit zu erwägen, ihre Vorbehalte zu Artikel 20
zurückzuziehen, und fordert alle Vertragsstaaten nachdrück-
lich auf, dem Generalsekretär möglichst bald ihre Annahme
der Änderungen der Artikel 17 und 18 des Übereinkommens
zu notifizieren;

13. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, ihren
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen genauestens nach-
zukommen und angesichts der hohen Anzahl der ausstehen-
den Berichte namentlich ihre Verpflichtung zu erfüllen, Be-
richte im Einklang mit Artikel 19 des Übereinkommens vor-
zulegen, und bittet die Vertragsstaaten, in ihre Berichte an den
Ausschuss gegen Folter eine geschlechtsspezifische Perspek-251 Resolution 55/89, Anlage.
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tive sowie Informationen betreffend Kinder und Jugendliche
aufzunehmen;

14. fordert die Vertragsstaaten auf, die Unterzeichnung
und Ratifikation des von der Generalversammlung in ihrer
Resolution 57/199 vom 18. Dezember 2002 verabschiedeten
Fakultativprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe rasch in Erwägung zu ziehen, das weitere
Maßnahmen zum Kampf gegen die Folter und zu ihrer Verhü-
tung vorsieht, und stellt in diesem Zusammenhang fest, dass
das Fakultativprotokoll von zwanzig Vertragsstaaten ratifi-
ziert werden muss, damit es in Kraft treten kann;

15. begrüßt die Tätigkeit des Ausschusses gegen Folter
und den gemäß Artikel 24 des Übereinkommens vorgelegten
Bericht des Ausschusses252;

16. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte auf, im Einklang mit ihrem in der Re-
solution 48/141 der Generalversammlung vom 20. Dezember
1993 festgelegten Mandat auch weiterhin auf Antrag der Re-
gierungen Beratende Dienste bei der Erstellung der Staaten-
berichte an den Ausschuss und bei der Verhütung der Folter
sowie technische Hilfe bei der Ausarbeitung, Herstellung und
Verbreitung von Lehrmaterial für diesen Zweck bereitzustel-
len;

17. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, die
Schlussfolgerungen und Empfehlungen, die der Ausschuss
nach Prüfung ihrer Berichte abgibt, uneingeschränkt zu be-
rücksichtigen;

18. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Zwi-
schenbericht des Sonderberichterstatters der Menschenrechts-
kommission über Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe253, in dem die sein
Mandat betreffenden allgemeinen Trends und Entwicklungen
dargelegt sind, und legt dem Sonderberichterstatter nahe, in
seine Empfehlungen auch weiterhin Vorschläge zur Verhü-
tung der Folter und zur Untersuchung der Fälle von Folter, na-
mentlich ihrer geschlechtsspezifischen Ausprägungen, aufzu-
nehmen;

19. ersucht den Sonderberichterstatter, auch künftig zu
erwägen, in seinen Bericht Informationen über die Folgemaß-
nahmen der Regierungen zu seinen Empfehlungen, Besuchen
und Mitteilungen aufzunehmen, namentlich über die erzielten
Fortschritte und die aufgetretenen Probleme;

20. fordert alle Regierungen auf, mit dem Sonderbe-
richterstatter bei der Wahrnehmung seiner Aufgabe zusam-
menzuarbeiten und ihm dabei behilflich zu sein, alle von dem
Sonderberichterstatter erbetenen notwendigen Informationen
bereitzustellen, angemessen und rasch auf seine dringenden
Appelle zu reagieren und die positive Beantwortung der Ersu-
chen des Sonderberichterstatters, ihren Ländern einen Besuch
abzustatten, ernsthaft zu erwägen, und legt ihnen eindringlich

nahe, im Hinblick auf die Weiterverfolgung seiner Empfeh-
lungen in einen konstruktiven Dialog mit dem Sonderbericht-
erstatter einzutreten;

21. betont, dass es zwischen dem Ausschuss, dem Son-
derberichterstatter und den anderen zuständigen Mechanis-
men und Organen der Vereinten Nationen auch weiterhin zu
einem regelmäßigen Gedankenaustausch kommen und die
Zusammenarbeit mit den zuständigen Programmen der Ver-
einten Nationen, namentlich dem Programm der Vereinten
Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der
Strafrechtspflege, fortgeführt werden muss, mit dem Ziel, ihre
Wirksamkeit und Zusammenarbeit in Fragen im Zusammen-
hang mit der Folter unter anderem durch eine bessere Koordi-
nierung weiter zu verbessern;

22. spricht den Regierungen, Organisationen und Ein-
zelpersonen, die bereits Beiträge an den Freiwilligen Fonds
der Vereinten Nationen für Opfer der Folter entrichtet ha-
ben254, ihren Dank und ihre Anerkennung aus;

23. betont, wie wichtig die Tätigkeit des Treuhänderaus-
schusses des Fonds ist, und appelliert an alle Regierungen und
Organisationen, alljährlich Beiträge an den Fonds zu entrich-
ten, vorzugsweise bis zum 1. März vor der Jahrestagung des
Ausschusses, und ihre Beiträge nach Möglichkeit beträchtlich
zu erhöhen;

24. ersucht den Generalsekretär, den Appell der Gene-
ralversammlung, Beiträge an den Fonds zu entrichten, an alle
Regierungen zu übermitteln, den Fonds auch künftig jährlich
in die Programme aufzunehmen, für die auf der Beitragsan-
kündigungskonferenz der Vereinten Nationen für Entwick-
lungsaktivitäten Mittel angekündigt werden, und den Treu-
händerausschuss des Fonds bei seinen Beitragsappellen und
bei seinen Bemühungen, die Existenz des Fonds besser be-
kannt zu machen, zu unterstützen;

25. ersucht den Generalsekretär außerdem, im Einklang
mit der nachdrücklichen Unterstützung, die die Mitgliedstaa-
ten für die Bekämpfung der Folter und die Gewährung von
Hilfe an die Opfer der Folter bekundet haben, dafür zu sorgen,
dass die Organe und Mechanismen, die die Folter bekämpfen
und den Opfern der Folter helfen, im Rahmen des Gesamt-
haushalts der Vereinten Nationen über ausreichendes Perso-
nal und ausreichende Einrichtungen verfügen;

26. ersucht den Generalsekretär ferner, der Menschen-
rechtskommission auf ihrer einundsechzigsten Tagung und
der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung einen
Bericht über den Stand des Übereinkommens sowie einen Be-
richt über die Tätigkeit des Fonds vorzulegen;

27. fordert alle Regierungen, das Amt des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte sowie die
anderen Organe und Organisationen der Vereinten Nationen
wie auch die zuständigen zwischenstaatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen auf, am 26. Juni den Internationalen

252 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Neunundfünfzigste
Tagung, Beilage 44 (A/59/44).
253 Siehe A/59/324. 254 Siehe A/58/284.
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Tag der Vereinten Nationen zur Unterstützung der Opfer der
Folter zu begehen;

28. beschließt, die Berichte des Generalsekretärs, ein-
schließlich des Berichts über den Freiwilligen Fonds der Ver-
einten Nationen für Opfer der Folter, den Bericht des Aus-
schusses gegen Folter und den Zwischenbericht des Sonder-
berichterstatters der Menschenrechtskommission über Folter
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe auf ihrer sechzigsten Tagung zu behan-
deln.

RESOLUTION 59/183
Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.2, Ziffer 145) 255.

59/183. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und
Demokratie in Zentralafrika

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 55/105 vom 4. Dezem-

ber 2000 über regionale Abmachungen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/176 vom
22. Dezember 2003 über das Subregionale Zentrum für Men-
schenrechte und Demokratie in Zentralafrika,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/34 B vom
20. November 2000 und 55/233 vom 23. Dezember 2000 so-
wie Abschnitt III ihrer Resolution 55/234 vom 23. Dezember
2000,

daran erinnernd, dass die Weltkonferenz über Menschen-
rechte empfohlen hat, dass für den Ausbau regionaler Abma-
chungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte
im Rahmen des Programms für technische Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Menschenrechte des Amtes des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
mehr Ressourcen bereitgestellt werden sollten256, 

unter Hinweis auf den Bericht der Hohen Kommissarin
der Vereinten Nationen für Menschenrechte257,

Kenntnis nehmend von der Abhaltung der einundzwanzig-
sten Ministertagung des Ständigen beratenden Ausschusses
der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika
vom 21. bis 25. Juni 2004 in Malabo,

1. begrüßt die Tätigkeit des Subregionalen Zentrums
für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika in Jaun-
de;

2. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Unterstüt-
zung, die das Gastland bei der Einrichtung des Zentrums ge-
währt hat;

3. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, angemes-
sene Unterstützung für den ordnungsgemäßen Betrieb des
Zentrums zu gewähren;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 59/184

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 129 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und 4 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.2, Ziffer 145)258:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äqua-
torialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bah-
rain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsua-
na, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica,
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ga-
bun, Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana,
Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Ke-
nia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Me-
xiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niger,
Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé
und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Venezuela
(Bolivarische Republik), Uganda, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische
Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Brasilien, Chile, Malawi, Singapur.

255 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Angola, Äquatorialguinea, Belgien,
Burkina Faso, Burundi, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Italien, Kamerun, Kap
Verde, Kongo, Mali, Marokko, Ruanda, São Tomé und Príncipe, Süd-
afrika, Togo, Tschad, Tunesien, Vereinigte Staaten von Amerika und
Zentralafrikanische Republik.
256 Siehe A/CONF/157/24 (Teil I), Kap. III.
257 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste
Tagung, Beilage 36, Addendum (A/56/36/Add.1).

258 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Aserbaidschan, Bangla-
desch, Burkina Faso, China, Demokratische Republik Kongo, Dschibuti,
Eritrea, Ghana, Grenada, Guyana, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Kamerun, Kenia, Kongo, Kuba, Libysch-Arabische Dschamahiri-
ja, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Myanmar, Namibia, Pa-
kistan, Philippinen, Saudi-Arabien, Simbabwe, Somalia, Südafrika, Su-
dan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Togo, Tunesien, Uganda,
Vereinigte Arabische Emirate und Vietnam.




